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ZUSAMMENFASSUNG

Das derzeit geltende Archivgesetz LGBI. Nr. 215 trat am 23. Oktober 1997 in Kraft.
Es regelt die Archivierung von Unterlagen im Liechtensteinischen Landesarchiv, in
den Gemeindearchiven und den Archiven der éffentlich-rechtlichen Anstalten und
Stiftungen. Diese haben den gesetzlichen Auftrag, Unterlagen, die bei den 6ffent-
lichen Organen des Landes, der Gemeinden und der 6ffentlich-rechtlichen Anstal-
ten und Stiftungen anfallen, zu bewerten, zu erschliessen, zu erhalten und zugéng-
lich zu machen. Archiviert werden Unterlagen, denen eine rechtliche, administra-

tive und historische Relevanz fiir das Flirstentum Liechtenstein zukommt.

In den vergangenen 26 Jahren haben sich die Anforderungen an die éffentlichen
Archive verindert, jedoch wurde die normative Ausgangslage in vier wesentlichen

Bereichen nicht aktualisiert.

Erstens auf Gesetzesebene: Es wurden Gesetze wie das Datenschutzgesetz, das In-
formationsgesetz, das Staatspersonalgesetz und das E-Government-Gesetz erlas-
sen, die einen hohen Personendatenschutz und vermehrte Transparenz einfordern.
Daher ist auch fiir Liechtenstein eine gesetzliche Regelung notwendig, die die Si-
cherung, Verwahrung, Zugdnglichkeit und den Schutz von personenbezogenen Da-
ten fiir und von archivierten Unterlagen gemdss den neuen gesetzlichen Massstd-

ben regelt.

Zweitens im Bereich der Technologie: Neue digitale Tridgermaterialen (Festplatten,
Datenbankapplikationen, Cloud-Speicherlésungen etc.) I6sen Papier, Ton- und Vi-
deobdinder sukzessive ab. Die analoge Schriftguttradition wird durch die digitale
Aktenverwaltung ersetzt. Eine Regelung fiir digitale Langzeitarchivierung von Un-
terlagen, sonstigem Verwaltungsschriftgut, Webseiten und Social-Media-Auftrit-
ten der Offentlichen Institutionen auf Gesetzesebene ist erforderlich.

Drittens in gesellschaftspolitischer Hinsicht: Der freie Zugang zu Informationen hat
sich in der Gesellschaft etabliert, insbesondere durch das sich lber die letzten Jahre
entwickelte Selbstverstdndnis digitaler Informationsmedien. Der Zugang zu 6ffent-
lichem Archivgut fiir einen eingeschrénkten Personenkreis ist liberholt und bedarf
eines Paradigmenwechsels. Jeder Person soll das Recht auf Zugang zu 6ffentlichem
Archivgut nach Ablauf der Schutzfrist auch ohne berechtigtes Interesse eingerdumt



werden. Dies entspricht auch dem Recht auf barrierefreien Zugang zu Informatio-
nen und dem Bed(irfnis nach Transparenz der 6ffentlichen Verwaltung.

Viertens im institutionellen Bereich: Gemeindearchive und Archive von 6ffentlich-
rechtlichen Anstalten und Stiftungen haben sich in den vergangenen zweieinhalb
Jahrzehnten etabliert und professionalisiert. Im Sinne der Gleichstellung der Insti-
tutionen sollen diese Archive im Archivgesetz dquivalent dem Landesarchiv behan-
delt werden. Das Landessarchiv soll nicht als (ibergeordnete, sondern als bera-
tende Stelle fungieren.

Die Neuregelung des Archivgesetzes kommt einer Totalrevision gleich. Sie bietet
die Gewdhr, dass die rechtlichen, technologischen, gesellschaftspolitischen und in-

stitutionellen Regelungen ihren addquaten gesetzlichen Ausdruck finden.
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1. AUSGANGSLAGE

1.1 Allgemeines

«Archive stellen ein einzigartiges, unersetzliches kulturelles Erbe dar, das von Ge-
neration zu Generation weitergegeben wird. Archivgut wird von seiner Entstehung
an so verwaltet, dass sein Wert und seine Aussagekraft erhalten bleiben. Als zu-
verlassige Informationsquelle starkt Archivgut rechenschaftsfahiges und transpa-
rentes Verwaltungshandeln. Die Archive spielen eine wesentliche Rolle fir die ge-
sellschaftliche Entwicklung, da sie das individuelle und kollektive Gedachtnis si-
chern und unterstiitzen. Der freie Zugang zu Archiven bereichert unser Wissen
Uber die menschliche Gesellschaft, fordert die Demokratie, schiitzt die Blrger-
rechte und verbessert die Lebensqualitdt.»! So lautet die weltweite allgemeine

Erklarung des «International Council on Archives» zu Archiven.

Unterschiedlichste Fachleute und interessierte Laien beziehen historisches Wissen
aus den Bestdnden der Archive, weshalb Archiven die Eigenschaft eines institutio-
nellen Gedichtnisses zugesprochen wird. Offentliche Archive beschrinken sich al-
lerdings nicht nur auf historische Gesichtspunkte, sondern verfligen dariber hin-
aus Uber eine ausgewiesene Professionalitdt im Umgang mit Schriftgut, resp. dem
Bewerten, Ubernehmen, Erschliessen, Ablegen, Sichern, Wiederfinden, Nutzbar-

machen als auch dem kalkulierten Vernichten von Unterlagen. Den offentlichen

1 |cA - International Council on Archives: Weltweite allgemeine Erklarung Gber Archive, Oslo 2011

https://www.ica.org/sites/default/files/UDA_Sept%202013_press_GE.pdf, eingesehen am 17.04.2023.


https://www.ica.org/sites/default/files/UDA_Sept%202013_press_GE.pdf

Archiven kommt eine entscheidende Funktion in einem Rechtstaat zu, da es ihnen
obliegt, rechtlich relevante Unterlagen und andere wichtige Daten zuverldssig, un-
verfalscht und auf Dauer zu sichern, aufzubewahren und unter Bericksichtigung
der Schutzfristen zuganglich zu machen. Sie gewahrleisten, dass staatliches und
staatsnahes Handeln transparent, nachvollziehbar und im Bedarfsfall kontrollier-
bar ist. Die 6ffentlichen Archive leisten daher einen unverzichtbaren Beitrag zu ei-
nem funktionierenden, rechtsstaatlichen und demokratischen Fiirstentum Liech-

tenstein.

1.2 Rechtliche Regelungen des liechtensteinischen Archivwesens (Historie)

Die erste gesetzliche Grundlage zur Archivierungspflicht geht auf das Jahr 1957
zuriick. Die Regierung verpflichtete mit dem am 28. Februar 1957 erlassenen
«Reglement Uber die Fihrung von Gemeindearchiven» (LGBI. 1954 Nr. 5) die Ge-
meinden dazu, ein Archiv zu fihren. Die Gemeindesvorsteher verantworteten die
zweckmassige Aufbewahrung von Urkunden und Vertragen, Protokollen, Gemein-
derechnungen, Steuerbiichern, Bauplanen und anderen Akten. Die Gemeinde-
funktiondre waren verpflichtet, ihre Akten jahrlich an das Gemeindearchiv zu
Ubergeben. Die Oberaufsicht tiber die Gemeindearchive oblag der Regierung, die
sich den Erlass weiterer Bestimmungen vorbehielt. Im Gemeindegesetz von 1960
(LGBI. 1960 Nr. 2 Abs. 6) wurde zusatzlich die Archivierung als Aufgabenbereich

des Gemeindevorstehers auf Gesetzesebene verankert.

Eine Regelung fiir das Landesarchiv? liess noch bis 1976 auf sich warten. Die «Ver-
ordnung lber das Landesarchiv» (LGBIl. 1976 Nr. 2) regelte die Aufgaben und die

Benutzung des Liechtensteinischen Landesarchivs. Basierend auf Art. 15 Abs. 23

2
3

Anm.: zunachst Regierungs- und Landesarchiv, ab 1964 Landesbibliothek- und Landesarchiv.

«Das Landesarchiv erldsst eine Beniitzungsordnung, die von der Regierung zu genehmigen ist.» LGBl 1976
Nr. 2 Art. 15 Abs. 2.



dieser ersten Verordnung erliess das Landesarchivam 21. Marz 1983 eine von der
Regierung genehmigte Benutzerordnung. Pate fir diese Verordnung von 1976
standen das schweizerische «Reglement fiir das Bundesarchiv» (AS 1966 916) und
das «Reglement Uber die Organisation des Landesarchivs und die Ablieferung von

Akten des Kantons Glarus» (GS IV F/3 1972).

Am 17.Juli 1984 bzw. am 9. Dezember 1986 erliess die Regierung «Richtlinien tiber
die Abgabe von Schriftgut an das Landesarchiv». Am 23. Oktober 1997 wurde das
Liechtensteinische Archivgesetz erlassen, das fir alle 6ffentlichen Archive Glltig-
keit hatte. Dieses |0ste das eingangs erwdhnte Reglement Uiber die Fihrung von

Gemeindearchiven als auch die Verordnung(en) tiber das Landesarchiv ab.

2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

Wie unter Ziff. 1 zur Ausgangslage ausgefiihrt, war Liechtenstein durch den Erlass
eines Archivgesetzes 1997 auf Augenhdhe mit seinen Nachbarstaaten. Jedoch ver-
anderten sich die Anforderungen an die 6ffentlichen Archive. Im Vergleich zu der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und den Schweizer Kantonen sowie zum Bun-
desstaat Osterreich und seinen Bundeslidndern, erfolgten zum liechtensteinischen
Archivgesetz seit der Inkraftsetzung keine Anpassungen an die veranderten ge-
setzlichen, technologischen, gesellschaftspolitischen und institutionellen Rah-
menbedingungen. In der Schweiz wurde 2013 das 1998 erlassene Archivgesetz an-
gepasst, auf kantonaler Ebene verfligte beispielsweise der Kanton St. Gallen eine
Revision des 2011 eingefiihrten Gesetzes zur Aktenfiihrung und Archivierung (sGS
147.1). Das oOsterreichische Bundesarchivgesetz von 1999 wurde 2018 an die
neuen Richtlinien der Datenschutzgrundverordnung der Europdischen Union an-

gepasst.
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Auch in Liechtenstein soll nun mit der Totalrevision des Archivgesetzes den gedn-
derten Bedingungen Rechnung getragen werden. Eine Aktualisierung ist in folgen-

den vier Bereichen notwendig:

a) Auf Gesetzesebene:

Zur Zeit der Ausarbeitung, der Beschlussfassung und des Inkrafttretens des Archiv-
gesetzes gab es kein Datenschutzgesetz in Liechtenstein. Das Datenschutzgesetz
(DSG) trat erst funf Jahre nach dem Archivgesetz in Kraft (LGBI. 2002 Nr. 55). Die-
ses Datenschutzgesetz wurde 2018 mit dem Inkrafttreten des total revisionierten
Datenschutzgesetzes (LGBI. 2018 Nr. 272), das die Datenschutzgrundverordnung
der Europaischen Union (EU 2016/679 und 2016/680) in Liechtenstein umsetzte,
abgelost. Art. 27, Art. 28, Art. 29 und Art. 50 DSG widmen sich ausfiihrlich der Ar-
chivierung und Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen und
historischen Forschungszwecken sowie zu statistischen Zwecken und der Daten-
verarbeitung zu im 6ffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken. All diese da-
tenschutzrechtlichen Entwicklungen werden im bestehenden Archivgesetz nicht
beriicksichtigt, weshalb in diesem Bereich die Anpassung des Archivgesetzes er-

forderlich ist.

Das E-Government-Gesetz, das den elektronischen Geschaftsverkehr zwischen Be-
horden sowie zwischen Behorden und Personen regelt, wurde 2011 erlassen
(LGBI. 2011 Nr. 575). Es dient insbesondere der Forderung rechtserheblicher elekt-
ronischer Kommunikation sowie der Sicherstellung einer effizienten und wirt-
schaftlichen Verwaltungstatigkeit. Die sukzessive Einfihrung der digitalen Akten-
fihrung in der 6ffentlichen Verwaltung auf Landes- und Gemeindeebene hat we-
sentliche Auswirkungen auf zu archivierende Unterlagen. Dieser Themenbereich
ist im bestehenden Archivgesetz nur im Ansatz geregelt und es ist daher eine ent-

sprechende Erfassung im Archivgesetzes erforderlich.
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Die zuvor genannten Gesetze stehen in einer Verbindung zum Archivwesen. Sie
traten jedoch erst nach Schaffung des Archivgesetzes in Kraft, sodass ihr Inhalt
nicht im Archivgesetz Berlicksichtigung fand. Sie erfuhren zudem im Gegensatz

zum Archivgesetz mehrmalige Anpassungen an die gedanderten Verhaltnisse.

Diverse Gesetze, unter anderem das Informationsgesetz, das Staatspersonalge-
setz und das Polizeigesetz verweisen auf das Archivgesetz, weshalb die Aktualisie-
rung des Archivgesetzes und Harmonisierungen erforderlich sind. Gemein ist die-
sen Gesetzen, dass sie einen hohen Schutz flir personenbezogene Daten und
gleichzeitig eine vermehrte Transparenz einfordern. Daher ist auch fir Liechten-
stein eine gesetzliche Regelung erforderlich, die die Sicherung, Verwahrung, Zu-
ganglichkeit und den Schutz von personenbezogenen Daten fiir und von archivier-

ten Unterlagen nach den neuen gesetzlichen Massstaben regelt.

b) Im Bereich der Technologie:

In den vergangenen zweieinhalb Jahrzehnten haben sich technologische Informa-
tions- und Kommunikationstools revolutionar entwickelt. Waren es zundchst Dis-
ketten, CD-ROM, Festplatten und USB-Sticks, so sind dies heute Datenbankappli-
kationen, Server- und Cloudlésungen, die in der 6ffentlichen Verwaltung Einzug

gehalten haben.

Durch das bereits unter Ziff. 2 Bst. a erwahnte E-Government-Gesetz werden der
elektronische Geschéaftsverkehr und die digitale Aktenverwaltung in der 6ffentli-
chen Verwaltung zusatzlich forciert und ausgebaut. Die neuen digitalen Tragerma-
terialien 16sen Papier, Ton- und Videobander sukzessive ab. Die analoge Schrift-
guttradition wird durch die digitale Aktenverwaltung ersetzt (z.B. LiVE, die Liech-
tensteinische Aktenverwaltung der Landesverwaltung sowie ELO, die elektroni-
sche Aktenverwaltung einiger Gemeinden). Allerdings sind die neuen Medien im

Vergleich zu den aus heutiger Sicht althergebrachten Medien wie Pergament,
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Papier oder analogen Fotografien leicht manipulierbar, fliichtig und verganglich.
Einhergehend mit dem rasanten Siegeszug der digitalen Informationstechnologien
in der offentlichen Verwaltung sind die 6ffentlichen Archive mit einer massiv an-
wachsenden Menge an Verwaltungsschriftgut —analog und digital — konfrontiert.
Daraus den Anteil mit rechtlichem und historischem Wert fiir die dauerhafte Auf-
bewahrung (=Archivierung) herauszufiltern, stellt Archive vor gréssere Herausfor-
derungen als friiher. Die 6ffentlichen Archive miissen mit analogem, hybridem und
digitalem Archivgut gleichzeitig arbeiten. Dieser Umstand erfordert nicht nur
neues methodisches Arbeiten im technologischen Bereich, sondern auch eine ge-
setzliche Grundlage. Das bisher geltende Archivgesetz von 1997 enthalt keine bzw.
nur unzureichende Regelungen zur Archivierung von Unterlagen, wie Retro-Digi-
talisaten und Digital-Born-Content auf digitalen Tragermaterialien. Daher ist eine
Regelung fir digitale Langzeitarchivierung von Unterlagen auf Gesetzesebene ge-

boten.

c) In gesellschaftspolitischer Hinsicht:

Der freie Zugang zu Informationen ist Grundlage der Rechtsstaatlichkeit. Dieser
freie Zugang hat sich besonders in den letzten Jahren vor allem durch die Verfig-
barkeit digitaler Informationsmedien etabliert. Das bisher geltende Archivgesetz
setzt fur die Einsichtnahme bzw. Benutzung von im Archiv verwahrtem Archivgut
nach Ablauf der Schutzfrist die Geltendmachung von berechtigtem Interesse vo-
raus (Art. 12 Abs. 1). Berechtigtes Interesse ist dann gegeben, wenn Benutzende
einen amtlichen, wissenschaftlichen, heimatkundlichen, familiengeschichtlichen,
rechtlichen, unterrichtlichen oder publizistischen Zweck oder berechtigte person-
liche Belange nachweisen konnen (Art. 12 Abs. 2). Der Nachweis eines «Berechtig-
ten Interesses» steht dem Recht auf Informationsfreiheit entgegen. Gemass Art. 1
Abs. 2 Informationsgesetz (LGBI. 1999 Nr. 159) soll die Tatigkeit der Behorden

transparent gemacht werden, um die freie Meinungsbildung der Bevolkerung und
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das Vertrauen in die Tatigkeit der Behdrden zu férdern. Der eingeschrankte Zu-
gang zu offentlichem Archivgut ist Gberholt und bedarf eines Paradigmenwech-
sels. Daher soll jeder Person das Anrecht auf Zugang zu 6ffentlichem Archivgut
nach Ablauf der Schutzfrist ohne Geltendmachung eines berechtigten Interesses
eingeraumt werden. Dies erfolgt unter Beachtung des Schutzes der Landessicher-
heit, der Personlichkeit sowie von Geschafts- und Betriebsgeheimnissen durch
harmonisierte Regelungen in der vorliegenden Revision des Archivgesetzes (Art.

11 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1, 2 und 3)

Offentliche Archive befinden sich im Zwiespalt zwischen dem Recht auf barriere-
freien Informationszugang gemass Informationsgesetz und dem Schutz von Inte-
ressen des Gemeinwesens sowie Personen im Sinne des Datenschutzgesetzes. Da-
mit die offentlichen Archive diesen Anforderungen gerecht werden kdnnen, be-

darf es einer Regelung im Rahmen des revidierten Archivgesetzes.

Der veraltete Begriff «Sperrfristen» soll im neuen Archivgesetz durch den sich in
den letzten Jahren etablierten Fachbegriff «Schutzfristen» ersetzt werden. Die
diesbezliglichen Regelungen des bestehenden Archivgesetzes sind aufgrund des
demografischen Wandels und des neu etablierten Schutzes personenbezogener
Daten durch das Datenschutzgesetz (LGBI. 2018 Nr. 272) nicht mehr zeitgemass
und bedirfen ebenfalls einer Revision. Die Frist von 80 Jahren lauft Gefahr, dass
archivierte Unterlagen, die personenbezogene Daten enthalten, zugédnglich wer-
den, obwohl die betroffenen Personen noch am Leben sind. Im Einklang mit den
Nachbarstaaten soll diese Frist neu bis zum Tode oder 100 Jahre nach Geburt der

betroffenen Person gelten.
d) Im institutionellen Bereich:

Das bestehende Archivgesetz gilt flir die Archivierung von Unterlagen im Landesar-

chiv und in den Archiven der Gemeinden sowie flr die Archivierung von
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Unterlagen der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen des Landes (Art. 1

und Art. 2 Archivgesetz).

Die Regelungen fiir das Landesarchiv wurden unter Abschnitt Il «Staatliches Ar-
chivwesen» in 17 Artikeln ausfihrlich ausgearbeitet und bestimmt. Die Gemein-
dearchive und die Archive der offentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen
werden in nur drei Artikeln (Abschnitt Il Art. 21, Art. 22 und Art. 23) mittels Ver-
weise auf die Artikel des Landesarchivs geregelt. Die Bestimmungen in Bezug auf
diese Archive sind deshalb unubersichtlich, teils unklar und unvollstdndig.* Einige
Gemeinden dusserten bereits bei der Schaffung des bestehenden Archivgesetzes
Bedenken beziglich ihrer Archive und regten an, anstelle der vorgesehenen sinn-
gemassen Anwendung der Normen fir das Landesarchiv fir die Archive der Ge-
meinden konkretere Bestimmungen in das Gesetz aufzunehmen.® Der Anregung,
in einem eigenen Abschnitt die wichtigsten Grundsatze speziell fir die Archivie-
rung in den Gemeinden festzulegen, wurde am Ende nur indirekt entsprochen, in-
dem die Erlduterungen zu Art. 2 «Geltungsbereich» des Berichts und Antrags mit
der Formulierung entscharft wurden, dass das Archivgesetz fiir die Gemeinden als
Rahmen diene, ohne sie in ihrer Autonomie zu beschranken. Diese Feststellung

galt auch fur die Archive der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen.®

In der Vernehmlassung im Herbst 1995 beflirworteten alle Gemeinden grundsatz-

lich den Gesetzesentwurf und die Schaffung eines Archivgesetzes.

Die Gemeindearchive und die Archive von o6ffentlich-rechtlichen Anstalten und

Stiftungen haben sich in den vergangenen zweieinhalb Jahrzehnten etabliert und

4 Landtagsprotokoll vom 16. April 1997, S. 167.

Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Flrstentums zur Schaffung eines Archivgesetzes,
Liechtensteinisches Landesarchiv DS 94/1996-003C, S. 9.

Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Furstentums zur Schaffung eines Archivgesetzes,
Liechtensteinisches Landesarchiv DS 94/1996-003C, S. 12.
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professionalisiert. Im Sinne der Gleichstellung der Institutionen sollen diese Ar-
chive gleichwertig dem Landesarchiv im Archivgesetz behandelt werden. Das Lan-

desarchiv soll nicht als Gibergeordnete, sondern als beratende Stelle fungieren.

Mit der gegenstandlichen Vorlage sollen die rechtlichen Rahmenbedingungen fir
das Archivwesen im Flirstentum Liechtenstein in den vorgenannten rechtlichen,
technologischen, gesellschaftspolitischen und institutionellen Bereichen geschaf-
fen werden. Insbesondere zielt die Totalrevision des Archivgesetzes darauf ab, die
geltenden Gesetze und modernen Standards zu beriicksichtigen, mit diesen zu
harmonisieren und eine zukunftstrachtige Gesetzesgrundlage fir die digitale Lang-

zeitarchivierung zu schaffen.

Die Vorlage der Totalrevision des Archivgesetzes orientiert sich an der Archivge-

setzgebung in der Schweiz” und in Osterreich.?

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

Die Vorlage ist darauf bedacht, ein zeitgemdsses Archivgesetz fir alle 6ffentlichen
Archive des Landes, der Gemeinden und der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und
Stiftungen in Liechtenstein zu gewéhrleisten. Der Schwerpunkt der Gesetzesvor-

lage liegt darin, zu regeln, was warum archiviert werden muss. Damit soll

7 Schweizer Bundesgesetz tiber die Archivierung vom 26. Juni 1998 (BGA Nr. 152.1; Stand am 01. Mai 2013),

Verordnung zum Bundesgesetz tber die Archivierung vom 8. September 1999 (VBGA, Nr. 152.11; Stand
1. Januar 2022), Gesetz Uber Aktenfiihrung und Archivierung vom 19. April 2011 (nGS 46-68, Nr. 147.1;
Stand 1. Januar 2019) und Verordnung tber die Aktenfiihrung und Archivierung vom 19. Méarz 2019 (nGS
2019-029, Nr. 174.11; Stand 1. Juni 2019) des Kantons St. Gallen, Gesetz liber die Aktenfiihrung und Ar-
chivierung vom 28. August 2015 (GAA Nr. 490.000; Stand 1. Januar 2016) und Verordnung zum Gesetz
Uber die Aktenfiihrung und Archivierung vom 22. Dezember 2015 (VAA Nr. 490.010; Stand 1. Januar 2016)
des Kantons Graublinden, Gesetz UGber die Aktenfliihrung und Archivierung vom 20. Mai 2020 (ArchivG Nr.
432.10; Stand 1. Juni 2022) des Kantons Thurgau.

Osterreichisches Bundesgesetz tiber die Sicherung, Aufbewahrung und Nutzung von Archivgut des Bundes
vom 17. August 1999 (BGBI | Nr. 162/1999; Stand 17. Mai 2018), Vorarlberger Landesarchivgesetz vom
1. Juli 2016 (LGBI. Nr. 1/2016; Stand 25. Januar 2022), Gesetz Uber die Sicherung, Aufbewahrung und Nut-
zung von offentlichem Archivgut vom 8. November 2017 (LGBI. Nr. 128/2017; Stand 17. Mai 2021) des
Landes Tirol.
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sichergestellt werden, dass bedeutsame Unterlagen zu historischen, wissenschaft-
lichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, administrativen und
rechtlichen Belangen zur Nachvollziehbarkeit staatlichen und staatsnahen Han-
delns durch alle 6ffentlichen Archive im Fiirstentum Liechtenstein gesichert, auf-
bewahrt, zuganglich und nutzbar gemacht werden. Die Systematik des Gesetzes
wurde dahingehend abgedndert, dass die allgemeinen Bestimmungen fir alle 6f-
fentlichen Archive gelten und dass die speziellen Bestimmungen je nach Archivgut
und Archivierungspflicht des Landes, der Gemeinden und der Archive der 6ffent-
lich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen in eigenen Artikeln aufgefihrt sind. Da-
mit sollen mehr Klarheit und Ubersicht in der Gesetzesvorlage unter Harmonisie-
rung mit anderen Gesetzen erreicht werden. Gleichzeitig wird den seinerzeitigen
Forderungen aus der Vernehmlassung und der ersten Lesung im Landtag Rech-
nung getragen. Alle 6ffentlichen Archive — das Landesarchiv, die Gemeindearchive
und die Archive der offentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen — werden

gleichwertig auf Augenhdhe behandelt.

Das Landesarchiv nimmt eine beratende, keine Aufsichtsfunktion ein. Regelungen,
wie die Archivierung bei der Liechtensteinischen Landesverwaltung erfolgen soll,
werden in einer Archivierungsverordnung durch die Regierung festgelegt. Die Ge-
meinden und offentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen kénnen eine eigene
Archivierungsverordnung autonom nach ihren Belangen erlassen. Damit bleibt
ihre Autonomie gewahrt. Alle Punkte, die nach wie vor stimmig sind, flossen aus
dem aktuell geltenden Archivgesetz von 1997 in die gegenwartige Vorlage mit ein.
Bestimmungen, die regeln, wie an das Landesarchiv Unterlagen anzubieten und zu
Ubergeben sind, sollen in der zuvor erwdhnten, neuen Archivierungsverordnung
fur die Liechtensteinische Landesverwaltung im Nachgang an die Totalrevision auf-

genommen und weiterentwickelt werden. Bestimmungen des bestehenden
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Archivgesetzes, die bereits auf Verordnungsstufe® nach modernen Standards ge-
regelt!® oder nicht mehr zeitgemass bzw. redundant sind*!, wurden in der gegen-

standlichen Gesetzesvorlage nicht mehr beriicksichtigt.

Aufgrund der umfangreichen Neuregelung des Archivgesetzes handelt es sich ge-
genstandlich um eine Totalrevision. Sie bietet die Gewahr, dass die rechtlichen,
technologischen, gesellschaftspolitischen und institutionellen Regelungen ihren
addquaten gesetzlichen Ausdruck finden und sich harmonisch in das bestehende

Rechtssystem einfligen.

4. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN

Zu Art. 1 Gegenstand und Zweck

Art. 1 nennt als Gegenstand des Archivgesetzes und als Kernaufgabe der 6ffentli-
chen Archive die Sicherung, Verwahrung und Nutzung von Archivgut zum Zweck
der Nachvollziehbarkeit des staatlichen und staatsnahen Handelns, der dauerhaf-
ten Erflllung von Dokumentationsanspriichen, der Nutzbarmachung fir die histo-
rische Forschung und der authentischen und unverfilschten Uberlieferung der Ge-
schichte zur Wahrung der Rechtsicherheit im Firstentum Liechtenstein. In einer
Demokratie haben die Bilirgerinnen und Biirger das Recht, die Tatigkeit 6ffentli-
cher Organe nachzuvollziehen. Die Transparenz und Nachvollziehbarkeit sind es-
sentiell fiir das Vertrauen der Bevolkerung in den Staat. Dessen Handeln lasst sich
nur belegen und erforschen, wenn die Unterlagen langfristig aufbewahrt werden
und auf einer systematischen Archivierung basieren. Die Anwendung auf gesetz-

lich anerkannte Kirchen, Religionsgesellschaften oder religiose Vereine und

% Anm.: Verordnungen fiir die Landesverwaltung. Gemeinden und 6ffentlich-rechtliche Anstalten und Stif-

tungen kénnen im Sinne der Autonomie Reglemente fir ihre Belange erlassen.

10 Art. 8 Aktenplan, Art. 9 Registraturen.

L Art. 15 Beniitzung nichtstaatliches Archivgut, Art. 24 Bussen und Strafen.
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sonstige Personen oder Einrichtungen, soweit ihre Unterlagen nicht 6ffentliches

Archivgut darstellen, wird ausgeschlossen.

Zu Art. 2 Geltungsbereich und anwendbares Recht

Art. 2 Abs. 1 regelt den Geltungsbereich dieses Gesetzes und bestimmt, dass es
Anwendung auf die Archivierung von Unterlagen im Landesarchiv, in den Gemein-
dearchiven und den Archiven der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen
des Landes findet. Art. 2 Abs. 2 definiert, dass Sonderbestimmungen zur Archivie-

rung von diesem Gesetz ausgenommen sind.

Zu Art. 3 Begriffsbestimmungen

Art. 3 erlautert alle flir das Gesetz massgeblichen Fachbegriffe, die unter anderem
auch in ihrem Gebrauch vom umgangssprachlichen Verstandnis abweichen kon-
nen. So werden die Begriffe «Unterlagen», «Archivwiirdig», «Archivgut», «Offent-
liches Archivgut», «Archivgut des Landes», «Archivgut der Gemeinden», «Archiv-
gut von oOffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen», «Landesarchiv», «Ge-
meindearchiv», «Archivieren», «Findmittel», «Schutzfrist» und «Aufbewahrungs-

frist» definiert.

Unter dem Begriff «6ffentliches Archivgut» ist Archivgut zu verstehen, das bei den
Organen des Landes, der Gemeinden und der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und
Stiftungen anfallt und den Biirgerinnen und Burgern nach Ablauf der Schutzfrist
zuganglich ist. Im Gegensatz dazu ist Archivgut von privaten natirlichen (Privat-
personen) und juristischen Personen (private Vereine, Unternehmensarchive) pri-

vatrechtlicher Natur und unterliegt keiner Archivierungspflicht.

Zu Art. 4 Vorarchivische Aktenverwaltung
Art. 4 bestimmt die Notwendigkeit einer systematischen Aktenfihrung als uner-

lassliche Voraussetzung fir eine systematische Aktenarchivierung. Art. 4 Abs. 2
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regelt die Moglichkeit der Aktenvernichtung nach Riicksprache mit der zustandi-
gen archivierungspflichtigen Stelle, sofern keine andere gesetzliche Regelung be-

steht.

Zu Art. 5 Zustindigkeiten — Archivierungspflichtige Stellen

Art. 5 regelt die zur Aufbewahrung von Archivgut des Landes, der Gemeinden und
von offentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen zustandigen Stellen. Art. 5
Abs. 4 eroffnet zudem offentlichen Archiven die Moglichkeit, sonstige archivwiir-
dige Unterlagen von natiirlichen und juristischen Personen zu Glbernehmen, sofern

sie im Interesse des Fiirstentums Liechtenstein liegen.

Zu Art. 6 Archivierung von Archivgut des Landes

Art. 6 Abs. 1 enthélt Regelungen Uber die Verpflichtung zur Archivierung und An-
bietung von 6ffentlichem Archivgut des Landes. Die Organe des Landes haben ihre
Unterlagen nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist, spatestens aber nach 30 Jahren
dem Landesarchiv zur Archivierung anzubieten. Die Archivwirdigkeit dieser Un-
terlagen wird von den abliefernden Stellen in Zusammenarbeit mit dem Landesar-
chiv beurteilt. Die Ubergabe der archivwiirdigen Unterlagen hat in der urspriingli-
chen Ordnung und mit den dazugehdrigen «Findmitteln»'? zu erfolgen, um eine
Benutzung weiterhin zu gewdahrleisten und um dem Landesarchiv die Erschlies-
sungsarbeit zu ermdoglichen. Zudem soll gewahrleistet werden, dass auch Unterla-
gen mit personenbezogenen Daten zu libergeben sind (Art. 6 Abs. 2). Im Hinblick
auf die Lesbarkeit digitaler Unterlagen ist das Ubergabeformat mit dem Landesar-
chiv, das sich dazu wiederum regelmassig mit dem Schweizer Bundesarchiv und
den Schweizer Staatsarchiven austauscht, abzustimmen (Art. 6 Abs. 3). Die ablie-

fernden Stellen sollen durch die Archivierung ihrer Unterlagen nicht bei der

12 ,Findmittel”: alle analogen und digitalen Hilfsmittel, die fiir die Erschliessung von Archivgut, dessen Ver-

standnis, Nutzung und Auswertung notwendig sind.
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Erfillung ihrer Aufgaben behindert werden, daher kommt ihnen die Berechtigung
zu, diese auch wahrend der Schutzfrist einzusehen (Art. 6 Abs. 4). Die Bildung von
Parallelarchiven in den Stellen ist untersagt, es diirfen jedoch Arbeitskopien ange-

fertigt werden (Art. 6 Abs. 5).

Art. 6 Abs. 6 bildet die gesetzliche Grundlage fiir die verordnungsmassige Regelung
der Anbiete- und Ablieferungspflicht von Unterlagen durch die Regierung im Hin-

blick auf die Archivierung aller ablieferungspflichtigen Stellen des Landes.

Zu Art. 7 Archivierung von Archivgut der Gemeinden

Art. 7 Abs. 1 regelt die Archivierungspflicht der Gemeinden, der sie auf unter-
schiedliche Art und Weise nachkommen kénnen. Entweder sie fiihren das Archiv
selbstandig oder in Kooperation mit einer anderen Gemeinde, die Uber ein Ge-
meindesarchiv verfligt. Moglich ist auch die Auftragsvergabe an Archivdienstleis-
ter. Damit soll der Professionalisierungsgrad der Gemeindearchive unterstitzt und
die unterschiedlichen Voraussetzungen und Grossen der einzelnen Gemeinden

bericksichtigt werden.

Art. 7 Abs. 2 regelt die Verpflichtung zur Anbietung und Archivierung von offentli-
chem Archivgut in Gemeinden. Die Archivwirdigkeit beurteilt das jeweilige Ge-

meindearchiv.

Art. 7 Abs. 3 bildet die gesetzliche Grundlage fiir die verordnungsmadssige Regelung
der Anbiete- und Ablieferungspflicht von Unterlagen durch den Gemeinderat fiir

die Archivierung aller ablieferungspflichtigen Stellen der Gemeinde.

Art. 7 Abs. 4 ermdoglicht es Gemeinden, die aus nachvollziehbaren Griinden kein
eigenes Gemeindearchiv einrichten kdnnen, dieses an das Landesarchiv zu Uber-

geben, sofern die personellen und raumlichen Ressourcen dort vorhanden sind.
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Zu Art. 8 Archivierung von Archivgut 6ffentlich-rechtlicher Anstalten und Stiftun-
gen

Art. 8 regelt die Archivierungspflicht der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stif-
tungen, welche entweder ein eigenes Archiv fihren oder ihr Archivgut dem Lan-

desarchiv oder der betroffenen Gemeinde Ubergeben kénnen.

Um den Verlust von Archivgut 6ffentlich-rechtlicher Anstalten und Stiftungen zu
verhindern, wird in Abs. 4 eine Anbietepflicht an das Landesarchiv oder die zustan-

dige Gemeinde vor einer anderweitigen Abgabe oder Vernichtung vorgeschrieben.

Zu Art. 9 Schutz von archiviertem Archivgut
Art. 9 regelt die erforderlichen Massnahmen zur Sicherung und zum Schutz, zur
dauerhaften und datensicheren Verwahrung sowie fiir die Benutzung des Archiv-

gutes.

Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass die Raumlichkeiten gesichert und
vor unerlaubtem Zutritt geschiitzt sind, dort keine brennbaren Materialien lagern,
die das Archivgut gefahrden und die konservatorischen Bedingungen moglichst
konstant (ca. 18-20 Grad, 40-50% Luftfeuchtigkeit) sind. Bei digitalem Archivgut ist
darauf zu achten, dass neben der dauerhaften Lesbarkeit auch die Unverdander-

barkeit der Inhalte gewahrleistet ist.

Zu Art. 10 Schutzfristen

Die Anderung des Terms «Sperrfrist» zu «Schutzfrist» entspricht dem internatio-
nalen Standard. Zudem zeigt dieser Begriff auf, dass Daten geschiitzt und nicht
weggesperrt werden. Die allgemeine Schutzfrist von 30 Jahren entspricht eben-

falls dem internationalen Standard.

Die Regelungen zu offentlichem Archivgut, welches personenbezogene Daten im

Sinn des Art. 9 Abs. 1 der Datenschutzgrundverordnung der Europaischen Union
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und somit besondere Kategorien von Archivgut enthdlt, tragen den modernen

Richtlinien Gber den Daten- und Personlichkeitsschutz Rechnung.

Zu Art. 11 Benutzung von offentlichem Archivgut

Offentliches Archivgut soll grundsatzlich nach Ablauf der Schutzfrist der Offent-
lichkeit zur Benutzung zur Verfiigung stehen. Dies dient der Transparenz des Ver-
waltungshandelns und stellt sicher, dass niemand willklrlich von der Benutzung

von offentlichem Archivgut ausgeschlossen wird (Art. 11 Abs. 1).

Die Benutzung von o6ffentlichem Archivgut ist grundsatzlich unentgeltlich, es sei
denn, die erbrachten Leistungen durch das Archivpersonal gehen liber das tibliche
Mass der Bereitstellung von Archivalien, die damit verbundene Auskunft oder Be-
ratung hinaus. Zusatzliche Leistungen wie Reproduktionen (z.B. Kopien oder
Scans), die Erstellung von Abschriften oder umfangreichere Recherchen durch das

Archivpersonal sind durch die Benutzenden abzugelten (Art. 11 Abs. 1 Bst. a).

Zum Schutz des Archivgutes ist die Benutzung des 6ffentlichen Archivgutes Benut-
zungsregeln unterworfen. Diese Benutzungsregeln legen Einschrankungen der Be-
nutzung fest, die zum einen der Schonung des Archivgutes (aus konservatorischen
Grinden; Art. 11 Abs. 1 Bst. b Ziff. 6) und zum anderen dem Schutz 6ffentlicher
Interessen und gesetzlich geschiitzter Rechte Dritter (z.B. Grundrecht auf Daten-
schutz, Geschafts- oder Betriebsgeheimnisse; Art. 11 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1, 2 und 3)
dienen. Ebenso kann bei schwerwiegenden Verstossen gegen die Benutzungsre-
geln durch die Benutzenden oder bei unverhaltnismassigem Verwaltungsaufwand

die Benutzung untersagt werden (Art. 11 Abs. 1 Bst. b Ziff. 4 und 5).

Wihrend éffentliches Archivgut grundséatzlich nach Ablauf der Schutzfrist der Of-
fentlichkeit zur Benutzung zur Verfligung stehen soll, hat die Benutzung von 6f-
fentlichem Archivgut vor dem Ablauf der Schutzfrist gemdss Art. 11 Abs. 3 in Ab-

wagung des wissenschaftlichen oder personlichen Interesses mit allfdlligen



23

Geheimhaltungsinteressen zu erfolgen. Die Bewilligung kann unter Bedingungen
und Auflagen erfolgen, die zur Wahrung der Rechte von Personen oder 6ffentli-
cher Interessen erforderlich sind. Sie kann auch ganzlich untersagt werden. Die
Person, die die Benutzung wiinscht, hat einen schriftlichen Antrag auf Aktenein-
sicht wahrend der Schutzfrist zu stellen, liber den mit Verfligung zu entscheiden

ist.

Nahere Regelungen fiir die Benutzung von Archivgut des Landes legt die Regierung
in einer Benutzung- und Gebihrenverordnung fest (Art. 11 Abs. 4). Ndhere Rege-
lungen fiir die Benutzung von Archivgut der Gemeinden, 6ffentlich-rechtlichen An-
stalten und Stiftungen kénnen die Gemeinden bzw. 6ffentlich-rechtlichen Anstal-

ten und Stiftungen nach eigenen Belangen erlassen (Art. 11 Abs. 5).

Zu Art. 12 Recht auf Auskunft und Gegendarstellung

Die Bestimmungen des Art. 12 wurden in Harmonisierung mit dem Datenschutz-
gesetz (LGBI. 2018 Nr. 272) verfasst. Art. 12 Abs. 1 und 2 regeln, wer unter welchen
Voraussetzungen ein Recht auf Auskunft hat. Nicht vertretbar ist ein im Verhaltnis
zum geltend gemachten Informationsinteresse fiir die Erteilung der Auskunft zu
hoher Verwaltungsaufwand. Art. 12 Abs. 3 bestimmt, unter welchen Vorausset-
zungen kein Recht auf Auskunft besteht. Im Interesse der Dokumentation wahrer
Sachverhalte wird in Art. 12 Abs. 4 die Moglichkeit der Beantragung einer Richtig-
stellung in Form einer Gegendarstellung zu falschen Daten erdffnet. Uber den An-
trag entscheidet in erster Instanz das je nach Art des offentlichen Archivguts zu-

standige Organ.
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Zu Art. 13 Unveriusserbarkeit und Unersitzbarkeit3
Art. 13 sichert die Bewahrung des offentlichen Archivgutes, ermoglicht aber ar-
chivfachlich wiinschenswerte Massnahmen, wie beispielsweise eine Bereinigung

der Bestande oder einen Austausch mit anderen Archiven.

Zu Art. 14 Rechtsmittel
Art. 14 nennt die Rechtsmittel gegen eine formelle erstinstanzliche Entscheidung

und den Instanzenzug.

Zu Art. 15 Aufhebung bisherigen Rechts
Art. 15 hebt das derzeit gliltige Archivgesetzes LGBI. 1997 Nr. 215 auf.

Zu Art. 16 Inkrafttreten

Art. 16 bestimmt das Inkrafttreten.

5. VERFASSUNGSMASSIGKEIT / RECHTLICHES

Hinsichtlich der gegenstandlichen Vorlage bestehen keine verfassungsrechtlichen

Bedenken.

6. AUSWIRKUNGEN AUF DIE NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Am 15. September 2015 verabschiedeten die Mitgliedstaaten der UNO im Rahmen
eines Gipfeltreffens die sogenannte UNO-Agenda 2030 fir nachhaltige Entwick-
lung. Diese Agenda umfasst insgesamt 17 Nachhaltigkeitsziele, die sogenannten

Sustainable Development Goals (SDGs) sowie 169 Unterziele.

13 pas Eigentumsrecht an 6ffentlichem Archivgut kann nicht ersessen werden.
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Es ist davon auszugehen, dass sich die gegenstandliche Regierungsvorlage zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 positiv auf SDG 4 (Hochwertige Bildung)
auswirken wird, denn die 6ffentlichen Archive sind wissenschaftliche Institutio-
nen, die gleichberechtigte und hochwertige Bildung gewahrleisten und Moglich-

keiten fiir lebenslanges Lernen fiir alle fordern.

Zudem ist davon auszugehen, dass sich die gegenstandliche Vorlage positiv auf
SDG 9 (Industrie, Innovation, Infrastruktur) auswirken wird, da sie eine hochwer-
tige, verlassliche, nachhaltige und widerstandsfahige Infrastruktur der 6ffentli-
chen Verwaltung mit dem Schwerpunkt auf einen gleichberechtigten Zugang zum
offentlichem Archivgut Liechtensteins fiir alle Personen gewahrleistet (Unterziel
9.1). Dartiber hinaus wird die Verbesserung der wissenschaftlichen Forschung un-
terstitzt, indem der niederschwellige Zugang zu historischen Quellen fir alle si-

chergestellt wird (Unterziele 9.5 und 9.c).

Des Weiteren ist davon auszugehen, dass sich die gegenstandliche Vorlage positiv
auf SDG 11 (Nachhaltige Stadte und Gemeinden) auswirken wird, da die in dieser
Vorlage formulierten Regelungen zum Archivwesen die gesetzliche Basis zum
Schutz und zur Wahrung des Kulturerbes im Flrstentum Liechtenstein bieten (Un-

terziel 11.4).

Ebenso ist davon auszugehen, dass sich die gegenstandliche Vorlage positiv auf
SDG 16 (Frieden, Gerechtigkeit und Starke Institutionen) auswirken wird, da die
gegenstandliche Vorlage die gesetzliche Grundlage fiir die rechtssichere, transpa-
rente und nachvollziehbare Uberlieferung der Handlungen der &ffentlichen Hand

bildet (Unterziel 16.6).

Negative Auswirkungen auf andere SDGs sind nicht ersichtlich.
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7. REGIERUNGSVORLAGE

7.1 Gesetz liber die Archivierung zur Sicherung, Verwahrung und Nutzung
von offentlichem Archivgut des Fiirstentums Liechtenstein (Archivgesetz,

ArchivG)

Gesetz
vom ...

tiber die Archivierung zur Sicherung, Verwahrung und Nutzung von
offentlichem Archivgut des Fiirstentums Liechtenstein

(Archivgesetz, ArchivG)

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile ich meine Zu-

stimmung:

I. Aligemeine Bestimmungen

Art. 1

Gegenstand und Zweck

1) Dieses Gesetz regelt die Sicherung, die Aufbewahrung, den Zugang und
die Nutzung von offentlichem Archivgut des Landes, der Gemeinden und der 6f-
fentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen des Landes. Archivgut, welches un-
ter Eigentumsvorbehalt an das Landesarchiv oder eines der Gemeindearchive zur

Verwahrung Ubergeben wurde, unterliegt ebenfalls den Bestimmungen dieses
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Gesetzes, ausser es ist durch besondere Rechtsvorschriften oder Vertrage anderes

bestimmt.

2) Es findet keine Anwendung auf:
a) gesetzlich anerkannte Kirchen, Religionsgesellschaften oder religiose Vereine

b) sonstige Personen oder Einrichtungen, soweit ihre Unterlagen nicht 6ffentliches

Archivgut darstellen.

3) Es dient der Sicherung von 6ffentlichem Archivgut durch 6ffentliche Ar-

chive als wissenschaftliche Institutionen und gewahrleistet:
a) die Nachvollziehbarkeit staatlichen und staatsnahen Handelns,

b) die dauerhafte Erfiillung von 6ffentlichen und privaten Dokumentationsanspri-
chen und Informationsbedirfnissen zu historischen, wissenschaftlichen, po-
litischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, administrativen oder recht-

lichen Zwecken,
c) die Nutzung von Archivgut fiir die historische Forschung sowie

d) eine authentische und unverfilschte Uberlieferung zur Geschichte von Land

und Gemeinden und tragt damit zur Wahrung der Rechtssicherheit bei.

Art. 2

Geltungsbereich und anwendbares Recht

1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Archivierung von Unterlagen im
Landesarchiv, in den Gemeindearchiven und den Archiven der 6ffentlich-rechtli-

chen Anstalten und Stiftungen des Landes.

2) Sonstige Sonderbestimmungen Uber die Archivierung von Unterlagen

bleiben unberihrt.
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Art. 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne des Gesetzes gelten als:

a) ,Unterlagen”: jede Darstellung eines Inhaltes unabhangig von der Form des Da-
tentragers (auf Papier oder in elektronischer/digitaler Form, Ton-, Bild- oder
audiovisuelles Material); dazu gehoren auch alle Hilfs- und Findmittel, die

fir das Verstandnis und den Zugang notigt sind.

b) ,Archivwirdig”: Unterlagen, die aufgrund ihrer rechtlichen, administrativen,
politischen, wirtschaftlichen, historischen, wissenschaftlichen, sozialen, kul-
turellen Bedeutung fiir Gesetzgebung, Rechtspflege, Verwaltung, wissen-
schaftliche Forschung sowie fiir das Verstandnis von Geschichte und Gegen-

wart von bleibendem Wert sind.
c) ,Archivgut”: archivwirdige Unterlagen.
d) , Offentliches Archivgut*:

1. das Archivgut des Landes,

2. das Archivgut der Gemeinden,

3. das Archivgut von 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen des Lan-

des.
e) ,Archivgut des Landes”: archivwiirdige Unterlagen,
1. die beim Liechtensteinischen Landtag anfallen,
2. die in der Liechtensteinischen Landesverwaltung anfallen,
3. die bei den Liechtensteinischen Gerichten anfallen,
4. die bei den Liechtensteinischen Landesschulen anfallen,

5. die das Land Liechtenstein sonst erworben oder iUbernommen hat.
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f) ,, Archivgut der Gemeinden“: archivwirdige Unterlagen,
1. die bei Gemeinden oder Gemeindeverbanden anfallen,

2. die eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband erworben oder ibernom-

men hat.

g) ,, Archivgut von offentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen”: archivwiirdige

Unterlagen,
1. die bei 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen anfallen,
2. die bei Einrichtungen, die:

aa) zu dem besonderen Zweck gegriindet wurden, im Allgemeininteresse lie-

gende Aufgaben zu erfiillen, die nicht gewerblicher Art sind;
bb) Rechtspersonlichkeit besitzt; und

cc) iberwiegend vom Land, von Gemeinden oder von anderen Einrichtungen
des 6ffentlichen Rechts finanziert wird oder die hinsichtlich ihrer Leitung der
Aufsicht durch Letztere unterliegt oder deren Verwaltung-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgan mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die vom Land, von den
Gemeinden oder anderen Einrichtungen des o6ffentlichen Rechts ernannt

worden sind, anfallen,

h) ,Landesarchiv”: Einrichtung der Liechtensteinischen Landesverwaltung als Ab-
teilung im Amt fur Kultur und die fiir das Archivwesen des Landes zustandige

Organisationseinheit.

i) ,Gemeindearchiv”: Einrichtung einer Gemeinde oder eines Gemeindeverban-
des, die vorwiegend zum Zweck der Archivierung von archivwirdigen Unter-

lagen der Gemeinde dient.

i) »2Archivieren“: Tatigkeit im 6ffentlichen Interesse, die das Bewerten, Uberneh-

men, Erfassen, Erschliessen, das dauernde Aufbewahren sowie das Erhalten,
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Restaurieren, Zuganglich- und Nutzbarmachen und Vermitteln von Archiv-
gut umfasst. Darunter fallt auch die Verarbeitung von personenbezogenen
Daten, insbesondere auch von besonderen Kategorien personenbezogener
Daten im Sinn des Art. 9 Abs. 1 und Art. 10 der Verordnung (EU) 2016/679
des Europadischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung), und der Art 27, Art. 28 und Art. 29 des DSG LGBI.,
2018 Nr. 272 zum Zweck der Erfiillung der in diesem Gesetz geregelten An-

gelegenheiten.

k) ,Findmittel“: alle analogen und digitalen Hilfsmittel, die fir die Erschliessung
von Archivgut, dessen Verstandnis, Nutzung und Auswertung notwendig

sind.

1), Schutzfrist”: jener Zeitraum, in dem eine Benutzung des Archivguts durch Dritte
nicht zuldssig ist, ausgenommen sind Art. 10 Abs. 5 Bst. a und b und Art. 11
Abs. 3 ist.

m) ,,Aufbewahrungsfrist”: jener Zeitraum, in dem Akten nach ihrem Abschluss aus

rechtlichen oder administrativen Griinden aufzubewahren sind.
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Il. Sicherung und Verwaltung von Archivgut

Art. 4

Vorarchivische Aktenverwaltung

1) Unterlagen der in Art. 3 Bst. e, f und g genannten Behdrden, Einrichtungen
und Personen, die der Nachvollziehbarkeit ihres Handelns dienen, sind schon vor
der Archivierung systematisch geordnet und sicher aufzubewahren; bei der Be-
schaffung und beim Betrieb von elektronischen Datenbearbeitungssystemen miis-

sen die Erfordernisse der Archivierung bericksichtigt werden.

2) Unterlagen durfen nur dann vernichtet werden, wenn die zustandige ar-
chivierungspflichtige Stelle die Unterlagen nicht als Archivgut gemass Art. 3 Bst. c
definiert hat. Dies gilt nicht, soweit eine andere gesetzliche Regelung festgelegt

ist.

Art. 5

Zustdndigkeiten - Archivierungspflichtige Stellen

1) Das Archivgut des Landes gemass Art. 3 Bst. e ist vom Landesarchiv im

Amt fiir Kultur der Landesverwaltung aufzubewahren.

2) Das Archivgut der Gemeinden gemadss Art. 3. Bst. f ist von der Gemeinde

im Gemeindearchiv aufzubewahren.

3) Das Archivgut von 6ffentlich-rechtlichen Anstalten und Stiftungen gemass
Art. 3 Bst. g ist von jenen Einrichtungen aufzubewahren, in deren Bereich das Ar-

chivgut anfallt.
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4) Sonstige archivwiirdige Unterlagen von natiirlichen und juristischen Per-
sonen zur Liechtensteinischen Geschichte konnen von 6ffentlichen Archiven tber-
nommen werden. Die 6ffentlichen Archive schliessen in diesen Fallen mit der ab-

gebenden Stelle einen Ubernahmevertrag ab.

Art. 6

Archivierung von Archivgut des Landes

1) Unterlagen, die bei den im Art. 3 Bst. e genannten Stellen anfallen und die
nicht mehr bendtigt werden, sind regelmadssig nach Ablauf der geltenden gesetzli-
chen Aufbewahrungsfrist bzw. der Aufbewahrungsfrist gemass geltendem Akten-
plan jedoch spatestens nach 30 Jahren nach der Er6ffnung des Aktes, dem Lan-
desarchiv zur Archivierung anzubieten und bis zu diesem Zeitpunkt gemass Art. 4
aufzubewahren. Die Archivwirdigkeit dieser Unterlagen ist in Zusammenarbeit
mit dem Landesarchiv zu beurteilen. Zu diesem Zweck ist dem Landesarchiv ein
vollstandiger Einblick in die Unterlagen zu gewahren. Die Endentscheidung liber

die Archivwirdigkeit trifft das Landesarchiv.

2) Im Fall der Archivwirdigkeit der Unterlagen sind diese in der urspringli-
chen Ordnung und mit den dazugehdrigen Findmitteln dem Landesarchiv zu tber-
geben. Zu Gibergeben sind auch Unterlagen, die personenbezogene Daten enthal-
ten, die entweder der Amtsverschwiegenheit, datenschutzrechtlichen Regelungen
oder sonstigen Geheimhaltungsvorschriften einschliesslich solcher Gber Berufsge-

heimnisse unterliegen.

3) Digitale Unterlagen, deren Ubergabeformat nicht durch ein Reglement
festgelegt ist, sind in einem mit dem Landesarchiv abzustimmenden Format zu

Ubergeben.
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4) Die abliefernde Stelle ist auch nach der Ubergabe an das Landesarchiv be-
rechtigt, das Archivgut selbst jederzeit, somit auch innerhalb der Schutzfrist, zu
beniitzen. Davon ausgenommen sind lI6schbare Daten, die nur zu wissenschaftli-

chen Zwecken aufbewahrt werden.

5) Die ablieferungspflichtigen Stellen gemadss Art. 3 Bst. e diirfen keine Pa-
rallelarchive aus ablieferungspflichtigen Unterlagen fiihren. Hingegen ist das An-
fertigen von Arbeitskopien moglich, die nach Eintreten der Redundanz vernichtet

werden miussen.

6) Die Regierung erldsst durch Verordnung ndhere Bestimmungen lber die
Anbiete- und Ablieferungspflicht von Unterlagen fiir die Archivierung aller abliefe-

rungspflichtigen Stellen gemass Art. 3 Bst. e.

Art. 7

Archivierung von Archivgut der Gemeinden

1) Jede Gemeinde hat zur Erfiillung ihrer Archivierungspflicht ein Gemeinde-
archiv einzurichten. Alternativ kann eine Gemeinde mit einer anderen Gemeinde,
die Gber ein Gemeindearchiv verfiigt oder mit einem sonstigen Auftragsverarbei-

ter die Besorgung dieser Aufgabe fir sie vereinbaren.

2) Unterlagen, die bei Gemeinden und Gemeindeverbanden anfallen und die
nach Abschluss des Aktes nicht mehr bendtigt werden, sind nach dem Ablauf einer
in den jeweiligen Gemeindeordnungen festgelegten Aufbewahrungsfrist, jedoch
spatestens nach 30 Jahren nach Eréffnung des Aktes, zur Archivierung anzubieten.
Bis zu diesem Zeitpunkt sind die Unterlagen nach Art. 4 aufzubewahren. Die Ar-

chivwirdigkeit beurteilt das jeweilige Gemeindearchiv.
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3) Der Gemeinderat kann durch Verordnung nahere Bestimmungen lber die
Anbiete- und Ablieferungspflicht von Unterlagen fiir die Archivierung aller abliefe-

rungspflichtigen Stellen gemass Art. 3 Bst. f erlassen.

4) Die Gemeinde kann ihr Archivgut bei Vorliegen wesentlicher Griinde dem
Landesarchiv zur Ubernahme anbieten. Das Landesarchiv entscheidet tber die
Ubernahme und Archivierung. Erfolgt eine Ubernahme, geht das Gemeindearchiv-
gut in das Eigentum des Landesarchivs (iber und gilt ab dem Zeitpunkt der Uber-

nahme als Archivgut des Landesarchivs.

Art. 8

Archivierung von Archivgut éffentlich-rechtlicher Anstalten und Stiftungen

1) Die im Art. 3 Bst. g genannten Einrichtungen haben zur Erflllung ihrer Ar-
chivierungspflicht entweder ein eigenes Archiv einzurichten oder ihr Archivgut

dem Landesarchiv oder der betroffenen Gemeinde anzubieten.

2) Unterlagen, die bei den im Art. 3 Bst. g genannten Einrichtungen anfallen
und die nicht mehr standig bendtigt werden, sind nach Ablauf einer in den jewei-
ligen Reglementen festgelegten Frist, jedoch spatestens nach 30 Jahren nach der
Eroffnung des Aktes, zur Archivierung anzubieten. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die
Unterlagen gemass Art. 4 aufzubewahren. Die Archivwirdigkeit dieser Unterlagen
ist von der jeweiligen Einrichtung nach den Kriterien gemass Art. 3 Bst. b zu beur-

teilen.

3) Unterlagen, die beim Geschéftsfiihrer oder einem anderen Mitglied der
Geschaftsfuhrung in Austibung ihrer Funktion anfallen und die nicht mehr standig
bendtigt werden, sind nach dem Ausscheiden des jeweiligen Geschéftsfiihrers o-

der dem Mitglied der Geschaftsfihrung zur Archivierung anzubieten. Bis zu
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diesem Zeitpunkt sind die Unterlagen gemass Art. 4 aufzubewahren. Die Archiv-
wirdigkeit dieser Unterlagen ist vom ausscheidenden Geschéaftsfiihrer oder dem
Mitglied der Geschaftsfiihrung in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Archiv zu

beurteilen.

4) Die im Art. 3 Bst. g genannten Einrichtungen haben vor ihrer Auflosung
ihr Archivgut dem Landesarchiv oder der betroffenen Gemeinde zur Ubernahme
in das Eigentum anzubieten. Erfolgt eine Ubernahme durch das Landesarchiv oder
die betreffende Gemeinde, geht das Archivgut in das Eigentum des Landesarchivs
oder der betreffenden Gemeinde tiber und gilt ab dem Zeitpunkt der Ubernahme

als Archivgut des Landesarchivs oder der betroffenen Gemeinde.

Art. 9

Schutz von archiviertem Archivgut

1) Offentliches Archivgut ist durch geeignete technische, konservatorische
und organisatorische Massnahmen sicher und sachgemass auf Dauer ewig zu er-
halten sowie vor unbefugter Benutzung, Veranderung, Beschadigung oder Ver-
nichtung zu schitzen. Digitales 6ffentliches Archivgut ist durch geeignete techni-
sche und organisatorische Massnahmen so aufzubewahren, dass seine Lesbarkeit

auf Dauer ewig sichergestellt ist.

2) Offentliches Archivgut ist geordnet zu lagern und durch geeignete Find-
mittel so zu erschliessen, dass der Zugang durch berechtigte Personen ohne un-

verhaltnismassigen Aufwand moglich ist.

3) Zur fachgerechten Sicherung flir den Katastrophenfall kann das Landesar-

chiv Kopien des Archivguts im Ausland aufbewahren. Im Ereignisfall kann das
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betroffene Archivgut zur Sicherung, zur Schadensbegrenzung und zur Restaurie-

rung ins Ausland gebracht werden.

lll. Zugang zu offentlichem Archivgut des Landes, der Gemeinden und

offentlich-rechtlicher Anstalten und Stiftungen.

Art. 10

Schutzfristen

1) Offentliches Archivgut unterliegt einer Schutzfrist von 30 Jahren, soweit
nicht gesetzlich anderes bestimmt ist oder es nicht vor seiner Ubergabe bereits

offentlich zuganglich war.

2) Der Lauf der Schutzfrist beginnt mit dem 1. Januar, der dem Tag der letz-
ten inhaltlichen Bearbeitung der Unterlagen folgt. Sind die Unterlagen aktenmas-
sig zusammengefasst, beginnt der Lauf der Schutzfrist mit dem Datum des jlings-

ten Schriftstiicks des gesamten Aktes.

3) Offentliches Archivgut, das personenbezogene Daten im Sinn von Art. 9
Abs. 1 und Art. 10 der Verordnung (EU) 2016/679 enthalt, unterliegt Giber 30 Jahre
hinaus einer Schutzfrist bis zum Tod der betreffenden natiirlichen Person, es sei
denn, diese hat einer Einsichtnahme schon zu Lebzeiten ausdriicklich zugestimmt.
Ist der Todestag nicht oder nur mit grossem Aufwand feststellbar, endet die

Schutzfrist 100 Jahre nach der Geburt der betreffenden Person.

4) Im Fall von 6ffentlichem Archivgut nach Art. 8 Abs. 3 beginnt der Lauf der

Schutzfrist mit dem Ausscheiden aus dem Amt.

5) Wahrend der Schutzfrist ist das 6ffentliche Archivgut nur zuganglich:
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a) fur jene natiirlichen und juristischen Personen, die das Archivgut dem Landesar-
chiv oder dem jeweiligen Gemeindearchiv oder dem Archiv der 6ffentlich-

rechtlichen Anstalt und Stiftung (ibergeben haben,

b) fir andere natirliche und juristische Personen, die eine Ausnahmebewilligung

gemass Art. 11 Abs. 3 oder im Rahmen des Art. 12 Abs. 2 haben.

6) Die natirlichen und juristischen Personen gemass Abs. 5 Bst. a und b un-

terliegen einer Verschwiegenheitspflicht.

7) Die Schutzfrist gilt nicht fiir solches 6ffentliches Archivgut das vor Ablauf
der Schutzfrist zur Veréffentlichung bestimmt oder der Offentlichkeit zugénglich

war.

Art. 11

Benutzung von o6ffentlichem Archivgut

1) Das Recht zur Benutzung von offentlichem Archivgut wird nach dem Ab-
lauf der Schutzfrist jeder natlirlichen oder juristischen Person ohne Nachweis ei-
nes Rechtsanspruchs oder eines rechtlichen Interesses nach Massgabe der folgen-

den Bestimmungen gewahrleistet:

a) Die Benutzung von 6ffentlichem Archivgut ist grundsatzlich unentgeltlich, es sei
denn, dass Uber die Bereitstellung von Archivalien und die damit verbun-
dene Auskunft und Beratung hinausgehende Leistungen, wie die Herstellung
von Reproduktionen und Abschriften, umfangreichere Rechercheleistungen
durch das Archivpersonal oder die Erstattung von gutachterlichen Ausserun-
gen, erbracht werden. Fir derartige Leistungen durch das Archivpersonal
kann von dem Beniitzenden eine Gebihr gemdass Benutzungsverordnung

verrechnet werden.
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b) Das Recht zur Benutzung von offentlichem Archivgut besteht nicht, wenn

1. die Geheimhaltung aus zwingenden aussen- und innenpolitischen Griin-
den, im Interesse der nationalen Sicherheit, der umfassenden Landes-
verteidigung oder der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ord-
nung und Sicherheit oder im wirtschaftlichen oder finanziellen Inte-

resse einer Korperschaft des 6ffentlichen Rechts erforderlich ist,

2. es um personenbezogene Daten geht, an deren Geheimhaltung ein die
Einsichtnahme Uberwiegendes schutzwirdiges Interesse der betroffe-

nen Person besteht,

3. ein Geschafts- oder Betriebsgeheimnis verletzt wird, an dessen Wahrung
ein die Einsichtnahme Uiberwiegendes schutzwiirdiges Interesse be-
steht oder die Geheimhaltung im wirtschaftlichen oder finanziellen In-

teresse einer Unternehmung im Sinn des Art. 3 Bst. g erforderlich ist,

4. der Benutzungswerber schwerwiegend gegen die Benutzungsordnung

verstossen hat,

5. die erforderlichen Vorbereitungen und Massnahmen einen nicht vertret-

baren Verwaltungsaufwand verursachen wiirden oder

6. konservatorische Griinde dagegensprechen.

2) Wird die beantragte Benutzung von 6ffentlichem Archivgut nicht oder nur
in eingeschranktem Umfang gewahrt, so hat die zustandige archivierende Stelle

auf Antrag des Benutzungswerbers mittels Verfligung zu entscheiden.

3) Zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung oder aus besonders ber{ick-
sichtigungswiirdigen personlichen Griinden, insbesondere zur Wahrung personli-
cher Rechte, kann vor dem Ablauf der Schutzfrist gemadss Art. 10 Abs. 1 und 3 auf

schriftlichen Antrag die Benutzung von o6ffentlichem Archivgut durch die
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zustandige archivierende Stelle bewilligt werden, wenn keine gesetzlichen Vor-
schriften und keine iberwiegenden schutzwiirdigen 6ffentlichen oder privaten In-
teressen entgegenstehen. Die Bewilligung kann mit Auflagen verbunden oder un-
ter Bedingungen erteilt werden, die zur Wahrung der Rechte von Personen oder

offentlicher Interessen erforderlich sind.

4) Die Regierung erldsst durch Verordnung ndhere Bestimmungen (ber die
Benutzung von offentlichem Archivgut des Landes und die Hohe der Geblihrens-
atze fir das Landesarchiv. Die Hohe der Gebiihrensatze sind unter Bedachtnahme
auf den mit der Erbringung der Leistungen regelmassig verbundenen Personal-

und Sachaufwand nach dem Kostendeckungsprinzip festzulegen.

5) Die Gemeinde kann durch Verordnung, offentlich-rechtliche Anstalten
und Stiftungen kénnen durch Reglement nahere Bestimmungen Uber die Benut-
zung von offentlichem Archivgut der jeweiligen Gemeinde bzw. der jeweiligen 6f-
fentlich-rechtlichen Anstalt oder Stiftung erlassen. Sie kdnnen die Héhe der Kos-
tensatze fur das jeweilige Archiv unter Bedachtnahme auf den mit der Erbringung
der Leistungen regelmassig verbundenen Personal- und Sachaufwand nach dem

Kostendeckungsprinzip festlegen.

Art. 12

Recht auf Auskunft und Gegendarstellung

1) Soweit personenbezogene Daten nicht ohnehin einem gesetzlichen Aus-
kunftsrecht unterliegen, ist betroffenen Personen auf schriftlichen Antrag Aus-
kunft Gber die in 6ffentlichem Archivgut zu ihrer Person enthaltenen Daten zu er-

teilen, soweit

a) das Archivgut erschlossen ist,
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b) die betroffenen Personen Angaben machen, die das Auffinden der Daten er-

moglichen, und

c) der fir die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand im Verhaltnis zu dem

geltend gemachten Informationsinteresse steht.

2) Anstelle der Auskunft kann auch wahrend der Schutzfrist gemass Art. 10
Abs. 1 und 3 unter den Voraussetzungen des Art. 12 Abs. 1 die Benutzung des 6f-
fentlichen Archivguts gewahrt werden, soweit schutzwiirdige Interessen Dritter
angemessen berucksichtigt werden und keine Griinde fiir eine Einschrankung oder

Versagung der Benutzung bestehen.

3) Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit liberwiegende berechtigte Inte-
ressen Dritter oder Uberwiegende 6ffentliche Interessen der Auskunftserteilung
entgegenstehen. Uberwiegende 6ffentliche Interessen kénnen sich insbesondere

ergeben aus der Notwendigkeit
a) des Schutzes der Einrichtungen des Landes und der Gemeinden oder

b) des Schutzes wichtiger aussenpolitischer, wirtschaftlicher oder finanzieller Inte-

ressen des Landes oder der Gemeinden oder

c) der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten.

4) Machen Personen glaubhaft, dass 6ffentliches Archivgut eine falsche Tat-
sachenbehauptung enthalt, die sie erheblich in ihren Rechten beeintrachtigt, kon-
nen sie bei der zustandigen archivierungspflichtigen Stelle verlangen, dass dem
betreffenden Archivgut eine von der betroffenen Person verfasste Gegendarstel-
lung beigefligt wird. Antrage auf Beifligung einer Gegendarstellung im Archivgut
sind schriftlich einzubringen. Der Antrag hat sich auf die Tatsachenbehauptung zu
beschranken und die entsprechenden Beweismittel anzufiihren, auf die die Un-

richtigkeit der Tatsachenbehauptung gestiitzt wird. Dies gilt nicht flir Archivgut
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aus gerichtlichen oder verwaltungsbehdrdlichen Verfahren. Dem Antrag ist die Ge-

gendarstellung beizufiigen. Uber den Antrag entscheidet in erster Instanz
a) bei 6ffentlichem Archivgut des Landes das Amt fur Kultur,
b) bei 6ffentlichem Archivgut der Gemeinden der Gemeinderat,

c) bei Archivgut 6ffentlich-rechtlicher Anstalten und Stiftungen das diesbeziiglich

zustandige Entscheidungsorgan.

Art. 13

Unverdusserbarkeit und Unersitzbarkeit

1) Das Eigentum an offentlichem Archivgut darf Dritten grundsatzlich nicht
Ubertragen werden. Davon abweichend kann das Eigentum an 6ffentlichem Ar-
chivgut im Tauschweg Ubertragen werden, wenn dies archivwissenschaftlichen
Grundsatzen nicht widerspricht und schutzwiirdige Interessen Dritter nicht beein-

trachtigt werden.

2) Dritte kdnnen Archivgut auch durch Ersitzung nicht erwerben.

Art. 14

Rechtsmittel

1) Gegen Verfligungen des Amtes fur Kultur, des Gemeinderates oder des
zustandigen Entscheidungsorgans offentlich-rechtlicher Anstalten und Stiftungen
kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde an die Regierung erhoben wer-

den.

2) Gegen Entscheidungen der Regierung kann binnen 14 Tagen ab Zustellung

Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben werden.
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3) Spezialgesetzliche Regelungen bleiben vorbehalten.

IV. Schlussbestimmungen

Art. 15

Aufhebung bisherigen Rechts

Es wird aufgehoben:

Das Archivgesetz vom 31. Dezember 1997, LGBI. 1997 Nr. 215.

Art. 16

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am xx. xx 2022 in Kraft, allenfalls am Tag nach der Kundmachung.

In Stellvertretung des Landesfirsten:

gez. Alois
Erbprinz

gez. Daniel Risch
Flrstlicher Regierungschef



	1. Ausgangslage
	1.1 Allgemeines
	1.2 Rechtliche Regelungen des liechtensteinischen Archivwesens (Historie)

	2. Begründung der Vorlage
	3. Schwerpunkte der Vorlage
	4. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln
	5. Verfassungsmässigkeit / Rechtliches
	6. Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung
	7. Regierungsvorlage
	7.1 Gesetz über die Archivierung zur Sicherung, Verwahrung und Nutzung von öffentlichem Archivgut des Fürstentums Liechtenstein (Archivgesetz, ArchivG)


